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I. Abhandlungen. 



Der Ministerstandesgehalt vor dem Landtage in 

Bayern. 

Eine staatsrechtliche Studie. 



Von K. Rehm, k. bayer. Bezirksgerichts-Director a. D. 



I. Allgemeine geschichtliche Einleitung. 

Das bayerische Staatsrecht stellt die pragmatischen Rechte 
der Staatsdiener unter den besondern Schulz der Verfassung ; 
diese gelten daher unbezweifelt als constitutionelle 
Rechte. 

Dem Monarchen aber, der alle Rechte der Staatsgewalt in 
sich vereinigt, ist die Anstellung der Beamten und die Gehalts- 
fes tsetzung für dieselben anheimgegeben. 

Die Besoldungen des activen Dienstes zerfallen in zwei Be- 
standteile, in den Gehalt des Standes und des Dienstes. 

Nur die definitive Anstellung nach Ablauf des dreijährigen 
Provisoriums gewährt dem Staatsdiener die pragmatischen Rechte 
zunächst auf den Dienst- und Slandesgehalt für Lebenszeit, 
die ohne Richterspruch nicht entzogen oder gemindert werden 

können. 

Die Dienstespragmatik regulirt ein für alle Mal die Aus- 
scheidung des Dienstes-, und Standesgehaltes. Für das zweite 
und beziehungsweise dritte Jahrzehent des Dienstes steigt der- 
selbe höchstens auf n e u n Zehenttheile des Hauptgeldbezugs , er 
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sinkt für das erste Jahrzehent nicht unter sieben beziehungs- 
weise acht Zehenttheile des Hauptgeldbezugs. 

Dem Anstellungsdecrete, späteren speriellen EntSchliessungen 
oder allgemeinen organischen Einrichtungen ist eine andere Aus- 
scheidung als diese vorbehalten 1 ). Nur für den richterlichen 
Staatsdienst besteht ausnahmsweise weder das- Provisorium noch 
die Gehaltsausscheidung ä ). 

In dieser Weise war das Besoldungswesen der mit 
pragmatischen Rechten versehenen Staatsbeamten durch das u r- 
spr angliche Staatsgrundgesetz geordnet. Abwei- 
chungen und Abänderungen hieran bezüglich der Gehalt- 
grössen und deren Ausscheidung in Standes- und Dienstesgehalt 
traten bis auf den heuligen Tag ein: 

1) Für alle Richterämter, für die Beamten der Staatsanwalt- 
schaft und die der Bezirksverwaltungsämter wurden die Grössen 
der Activitätsgehalte bei der Gerichtsorganisation des 
Jahres 1862 durch das Finanz gesetz vom 10. November 1861 
auf die achte Finanzperiode 1861/67 neu normirt s ). 

2) Für die Staatsminister und die deren Stellen vertretenden 
Staalsräthe durch Art. 1 u. 3 des als Grund g e s e t z des Reiches 
ausdrücklich erklärten Gesetzes vom 4. Juni 1848, die Verant- 
wortlichkeit der Minister betr., mittelst Festsetzung des Standes- 
gehaltes auf die Summe von : ; 000 fl. *). 

3) Im Verordnungswege — einseitig von der Staats- 
regierung — durch allgemeine Normative über Ausscheidung der 
Standesgehalte 

a) aller Verwaltungsbeamten: 

c) in dem Erlasse vom 17. April 1824, der jedoch schon 
am 8. März 1826 ausser Wirksamkeit gesetzt wurde 5 ); 

ß) in der mit 1. April 1826 neu an deren Stelle getretenen 

1) Verfassungsurkunde vom 26. Mai 1818. Titel II. §. 1. Titel V. $. 6. 
Verfassungsbeilage IX. §§. 1. 2. 5. 7. 8. 18. Dr. POzI, Lehrbuch des bayer. 
Verfassungsrechts. Dritte verbesserte Auflage. München 1860. S. 346. 369. 
434. 438-441. 

2) V.-Beil. IX. §§. 4 u. 23. 

3) Gesetzbl. 1861—62. S. 62 ff. u. S. 89 ff. 

4) Gesetzblau 1848. Nr. 10. S. 69 ff. 

5) Rcgbl. 1824. S. 411 u. 1826. S. 321. 
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Gehaltsclassification , welche nicht öffentlich bekannt ge- 
macht wurde '). 

Dorten halte die Staatsregierung angefangen die Zehenltheile 
nach Maassgabe der Activitälsgehallsgrössen verschieden zu fixiren 
— bei geringem Gehalte höher, bei grossem niedriger — hier 
wurde ein für den Beamten noch ungünstigeres System angewendet. 
Man hat von hier an den Standesgehalt regelmässig in dem An- 
stellungsrescripte festgesetzt und denselben in Besorgniss erregen- 
der Weise herabgedrückt. Es wurde hier von der ver- 
fassungsmassigen Berechnung ganz und gar abgegangen. 

Der Landtag 1843 hatte zum Budget eine Abänderung zu 
Gunsten der Beamten beantragt. Dieser Antrag blieb unter Hin- 
weisung auf das Königliche Recht der Gehaltregulirung ohne 
Erfolg *). 

y) Das Jahr 1848 gewährte mehr oder weniger dem Be- 
amtenstande wiederum das liberalere Ausscheidungsregulativ des 
Jahres 1824 , -stellte jedoch als in der Regel unübersteigbar die 
Summe von 3000 fl. fest s ). 

d~) Endlich hat die Verordnung vom 23. Juni 1864 die ver- 
fassungsmässige Ausscheidung als Regel wiederherge- 
stellt — selbst für die bereits angestellten Beamten rückwirkend — 
jedoch so, dass auch von hier an der Betrag zu 3000 fl. Standes- 
gehalt nicht überschritten werden sollte 4 ). Seit 1826 war die 
Staatsregierung in constanter Uebung über diese Summe nicht 
mehr hinausgegangen; es kam wenigstens darüber Nichts in die 
Oelfentlichkeit. 

Die umfassende Ministerkrisis des Jahres 1866, welche erst 
im November 1867 ihren Abschluss gewann, führte eine erheb- 
liche Aenderung auch in diesem Punkte herbei. 

Ein Regierungsdirector wurde in den Staatsrath und von 
hier sofort in das Ministerium mit einem Standesgehalt von 6000 fl. 
berufen, — am 1. März 1866. Diess veranlasste, dass alsbald 



1) Entschliessung des Finanzministeriums vom 11. Januar 1827. Döl- 
lingers V.-O. Sammlung Bd. XVII. Tbl. I. S. 213. 

2) Landtagsabschied vom 25. Aug. 1843. §. 22. Gesetzblatt 1843. S. 56. 

3) Verordnung vom 20. Juli 1848. (Rgbl. S. 729.) 

4) Regbl. 1864. S. 737. 

1* 
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durch besondere EntSchliessungen die Standesgehalte der übrigen 
sechs Minister in derselben Weise erhöht wurden. Nach diesem 
Vorgange kam es zu fünf Enthebungen beziehungsweise Minister- 
pensionirungen ; eine sechste Stelle wurde durch einen Todesfall 
erledigt. Das neu gebildete siebengliedeiige Gesammtministerium 
des Jahres 1867 besteht sonach mit dieser Erhöhung des Standes- 
gehalts, und die Pensionsbezüge der 1866 und 1867 abgetretenen 
Minister sind darnach regulirt '). 

Die Kammer der Abgeordneten, hat bei Prüfung der Staats- 
ausgaben pro 1865/66 constatirt, dass in Folge dieser Massnahmen 
schon bei dem Pensionsetat Eines Ministerium eine Ueberschrei- 
tung von etwa 1000 fl. stattgefunden habe. Durch Mehrheits- 
beschlüsse hat diese Kammer zunächst dieser Thals ache 
gegenüber, nach einstimmigem Antrag ihres Finanzausschusses, 
„ausdrückliche Verwahrung gegen diese ohne ihre 
„Z u s t i m m u n g- erfolgte Standesgehaltserhöhung und die dess- 
„fallsigen 1865/66 gemachten Mehrausgaben eingelegt und nur 
„unter Bezugnahme hierauf die Rechnung anerkannt," zugleich 
aber, nach Antrag des Abgeordneten Dr. B r a t e r, gegenüber dem 
Schlusssatze der in der Aus chu sssi tzun g vom 
16. Dezember 1867 zürn Protokoll gegebenen, von 
allen Ministern — mit Ausnahme des Kriegsmintslers — unter- 
zeichneten und dorten persönlich vertretenen Erklärung, 
ihr Recht verwahrt, „bei Feststellung des Budgets allen denjenigen 
„Ausgaben, die nach ihrer Ueberzeugung weder zur Ausführung 
„gesetzlicher Bestimmungen noch sonst zur Erfüllung eines Staats- 
„zweckes nolhwendig sind, die Bewilligung zu versagen." 

Der fragliche Schlusssatz aber war dahin gefasst : „Die 
„Minister sind demnach in der Lage, das Recht der Krone gegen- 
über den angeregten Zweifeln pflichlmässig zu wahren und diess 
„um so mehr, als dessen Ausübung auch durch die Normen des 
„Budgets für die achte Finanzperiode in keiner Weise behindert 
„war, indem der Slandesgehalt der activen Beamten, somit auch 
„der Minister, welcher nur der Ausdruck eines künftigen Rechts 



1) Landtagsverhandlungen Kammer II. 1867/68, Beil. Bd. III. S. 337 
und 343. Stenogr. Berichte Bd. IL S. 453-478. 
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„ist, im Budget, das die Besoldungen der activen Beamten 
„enthält, keine Stelle finden kann, die Ruhegehalte der pensionirten 
„Beamten aber einer Moderation nicht unterliegen können , weil 
„sie unter die Garantie der Verfassung gestellt, ohne Richterspruch 
„nicht entzogen werden können." 

Sofort nach diesem Vorgang starb der Staatsminister des 
Innern, der diese Erklärung noch mit abgegeben hatte. Dessen 
Nachfolger im Amte war noch vor der Budgetberathung ins 
Ministerium eingetreten. 

Man weiss durch Mittheilung der offiziösen Presse und aus 
Abgeordnetenkreisen , die hier angeregte Streitfrage hätte eine 
practische Lösung zunächst dadurch gefunden , dass der neue 
Minister nur mit 3000 fl. Standesgehalt decrelmässig angestellt 
worden ist. 

Folge hiervon war offenbar, dass weder in II. noch in 
I. Kammer bei Berathung des Budgets pro 1868/69 diese Sache 
weiter zur Sprache kam, und dass auch auf die der I. Kammer 
mitgetheilten Beschlüsse des anderen Hauses über diese Frage 
eine Erinnerung oder Erklärung von Seite der letzteren darauf 
nicht erfolgte. 

Dessen ungeachtet erregt der entstandene Confliet die Auf- 
merksamkeit der Wissenschaft auf dem Gebiete des Staatsrechts 
in so hohem Grade, dass eine nähere Erörterung über Alles, was 
sich um denselben dreht, gerechtfertigt sein dürfte. 

II. Darlegung der verschiedenen Streitstandpunkte. 

1) Der Finanzausschuss der zweiten Kammer. 

Das Protokoll vom IC. Dezember 1867 lässt zwar die 
eingehende Discussion über den fraglichen Gegenstand näher 
nicht ersehen, allein man darf aus der Betheiligung aller Mit- 
glieder, aus der Anwesenheit der beiden Kammerpräsidenten, der 
sechs Minister und sechs Ministerialcommissäre bei der Erheb- 
lichkeit der hier angeregten staatsrechtlichen Frage annehmen, 
dass der Standpunct des Berichterstatters Feustel und des mit 
ihm stimmenden Gesammtausschusses vollkommen klar gelegt 
worden sei, ehe zur Abstimmung geschritten wurde. 
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Die Mehrzahl des Ausschusses repräsentirt das geschäfts- 
tüchtige, .auch im Gemeinde- und Staatshaushalte wohlerfahrene 
bürgerliche Element, dem drei rechtskundige Genossen zur Seite 
stehen. 

Aus dem Berichte des Referenten, aus dessen mündlichem 
Vortrag in der Abgeordnetenkammersitzung am 3. Januar 1868 
und aus den daselbst niedergelegten Aeusserungen der Ausschuss- 
mitglieder K o 1 b und H ä n I e , endlich aus der Schlusserklärung 
des Berichterstatters ergibt sich folgender Standpunkt des Aus- 
schusses : 

a) Der Standesgehalt der Staatsminister erscheine durch das 
Gesetz vom 4. Juni 1848 und die bisher fortgesetzte Uebung 
darnach als auf 3000 fl. im Wege der Vereinbarung mit den 
Ständen festgesetzt, — fixirt. — Die Staatsregierung habe 
sich ihres ursprünglichen Rechtes der einseitigen Standes- 
gehaltnormirung bezüglich der Hinister in Folge jenes Ver- 
fassungsgesetzes begeben , sie sei daher ohne Ein- 
willigung der Kammern weder zur Minderung noch zur 
Erhöhung der vereinbarten Summe befugt; 

b) Der vorliegende Thatbestand lasse eine Nichtbeachtung 
dieses Gesetzes und eine Umgehung des der Landesvertretung 
zukommenden Beiraths zu jeder Gesetzesabänderung o b j e c t i v 
erkennen ; 

c) Subjectiv werde jedoch dieses Vorgehen der Staats- 
regierung nicht als eine zurechenbare , schuldhafte Verletzung 
eines Staatsgrundgesetzes betrachtet ; man finde in dem Vorgange 
— zumal bei der controversen Auslegung der fraglichen Gesetzes- 
stellen und bei anerkannter Nichtübereinstimmung der fixirten 
Summe mit den gegenwärtigen Lebensverhältnissen — weder 
eine Beschwerde noch eine staatsrechtliche Anklage begründet; 
man erkenne vielmehr dem Specialgesetze gegenüber — recht- 
lich — nur einen Missstand, zu dessen Beseitigung und Regelung 
im Wege der Gesetzgebung die Staatsregierung durch diese Ver- 
wahrung veranlasst werden wolle, welcher man lediglich die Be- 
deutung einer Correctur eines Fingerzeiges oder einer Markirung 
und Oßenhaltung der Rechtsfrage beilege, wodurch weitere 
Schritte nicht ausgeschlossen seien; 
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d) Das Verfahren der Staatsregierung erscheine aber auch 
gegenüber dem Finanzgesetze für die VIII. Finanzperiode und dem 
Budgetrecht der Kammern — finanziell — als eine Etat- 
überschreitung. Die Pensionslast der Staatskasse für diese 
Periode sei, wenn auch nicht im Einzelnen, so doch im Allge- 
meinen unter dem Titel des Ministergesetzes eingewiesen worden, 
nach einer unüberschrittenen Durchschnittsberechnung. Die Grösse 
der hiefür ausgesetzten Position habe die Staalsregierung in Folge 
jener Erhöhung der Standesgehalte überstiegen, dadurch aber un- 
bezweifelt einen constitutionellen Finanzgrundsatz 
ausser Acht gelassen. Allein dessen ungeachtet erblicke man 
hierin unter den obwaltenden besonderen Verhältnisseh nicht 
eine schuldhafte, die Staatsanklage sofort rechtfer- 
tigende Verletzung eines Verfassungsrechts. 

Man wolle indessen auch von diesem finanziellen Standpunkte 
aus für die Zukunft die Rechte der Kammer mindestens 
wahren. 

2. Der Ministe rr a th. 

a) Dessen Erklärung zum Ausschussprotokoll vom 16. Dezbr. 
1867 vindizirt der Staatsgewalt auch für die Gegenwart das aus- 
schliessende unbestreitbare Recht der Festsetzung der Standes- 
gehalte der Staatsdiener, und auch bezüglich der Minister Ange- 
sichts des Gesetzes vom 7. Juni 1848: Der Wortlaut des Art. 1 
dieses Gesetzes besage nicht, dass die hier als Standesgehalt 
garantirte Summe von 3000 fl. unüberschreitbar sei , vielmehr 
lassen die Zeit der Entstehung, die Motive, der Zweck und die 
Beralhung desselben ohne Zweifel erkennen, dass durch diese 
Bestimmung nur ein bestimmtes Minimum des Standesgehalts ga- 
rantirt, am bis dahin unbestrittenen Rechte der Krone aber, die 
Standesgehalte auszusprechen, Nichts geändert, das Recht der 
Krone insbesondere, den Ministern einen Standesgehalt auch über 
das garantirte Minimum hinaus zu verleihen , nicht beschränkt 
werden wollte. 

b) Bei der Kammerdebalte fand das Ministerium keinen Be- 
weggrund, diese rechtliche Anschauung und Gesetzesauslegung zu 
verlassen, nachdem gewichtige Stimmen der Kammer hierin sich 
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ihm zugewendet hallen und der Brat er 'sehe Antrag, ganz und 
gar Abstand nehmend vom Gesetze des 4. Juni 1848, sich nur 
mit dem im Schlusssatze p r i n c i p i e 1 1 gefährdeten Budget- 
bewilligungsrechte der Stände und dessen Verwahrung 
beschäftigte. 

c) Dieser Verwahrung gegenüber machte das Ministerium 
bei der Kammerberathung erläuterungsweise geltend: das Budget 
habe es mit den Ziffern für neue Beamteiistellen , mit Ein- 
weisung des Gehaltes derselben, überhaupt nur mit den A cti vi- 
tal s gehalten zu thun — pro futuro — nicht aber mit den 
P e n s i o n s rechten der Staatsdiener ; diese stünden verfassungs- 
gemäss fest, sie basirten in der Vergangenheit, man könne deren 
Entstehung der Zeit nach nicht bemessen, die Pension des Ein- 
zelnen sei daher um so weniger ein Gegenstand des Budgets, 
weil die Pensionsansprüche der Einwirkung der Staatsgewalt 
entrückt und als jura quaesita einer Minderung im Wege 
der Administration und des Staatshaushaltes nicht unterliegen 
können. 

Nur von diesen, der ministeriellen Thätigkeit und der Mode- 
ration des Landtags enthobenen Pensionsziffern der Be- 
am n sei im Schlusssatze der Erklärung die Rede. 

3. Der Antrag Dr. Braters und die Kammer der Abgeordneten. 

a) Der Hauptredner gegen den Antrag des Ausschusses — 
Dr. B r a t e r — sieht von diesem ganz ab, weil zu einer Minister- 
anklage der Rechts boden mindestens zweifelhaft sei, sonach 
eine Verwahrung gegen das kritische Verfahren der Staatsregie- 
rung, die zum Austrag der Sache anregen soll, als erster vorbe- 
reitender Schritt zur Anklage , ihm bedeutungslos und als der 
Kammer unwürdig erscheine. Derselbe verlässt hiermit die Grund- 
lage des Ausschussantrags — den aus dem Rechnungswesen pro 
1865/66 erhobenen Thalbestand und die Frage über die Anwen- 
dung des Gesetzes vom 4. Juni 1848 hiebet — und wendet sich 
mit seinem Antrage nur wider die in der Ministererklärung auf- 
gestellte Doctrin insbesondere wider den Satz: 

.Die Volksvertretung müsse da, wo die Staatsregierung 
.in Ausübung ihrer Befugniss den Beamten klagbare Rechte der 



Der Ministerslandesgehalt vor dem Landtage in Bayern. 9 

„Staatskasse gegenüber eingeräumt habe, die Mittel zu deren Er- 
füllung im Budget sine causae cognitione und unter Verzicht- 
.leistung auf das ihr zustehende Veto bewilligen." Er bezielt mit 
seinem Antrage und der darin enthaltenen Verwahrung lediglich 
die Auf rechte rha It ung des Budgetrechts der Kammern, 
welches die Ministererklärung in Zweifel ziehe, alterire und ver- 
kümmere. 

b) Die Kammer selbst — 97 Stimmen zählend — hat in 
erheblicher Minderheit — 44 Stimmen — darunter viele erprobte 
Kräfte — sich vom Ausschussantrag abgewendet und mit diesen 
Stimmen oder doch mit mehreren derselben und mit denjenigen, 
welche von den 53 der Mehrheit zum Ausschussanlrag zugleich 
auch für die Brater'sche Verwahrung sich erklärten, auch diese 
zum Mehrheitsbeschluss erhoben, dessen Zahlenverhällniss nicht 
angegeben. Die Kammer hat sich in ihrer Mehrheit hierin der 
motivirlen Ansicht des Redners für beide Anträge — Dr. 
Volk — zugewendet. 

Dieser gesteht der Staatsgewalt auch mit dem Gesetze vom 
4. Juni 1848 an sich die Befugniss zu, den Ministerstandes- 
gehalt über 3000 fl. zu erhöhen und betrachtet diese Erhöhung 
als einen civil- und staatsrechtlich wirksamen Act, der eine 
Verletzung des angeführten Gesetzes, am Wenigsten eine straf- 
würdige, nicht enthalte. Abweichend in dieser Beziehung vom 
Ausschusse tritt er dennoch dem Antrag desselben aus einem 
budget massigen Grundein soweit bei, als derselbe zugleich 
gegenüber der Vergangenheit — dem beim Rechnungswesen pro 
1865/66 constatirten Verfahren des Ministeriums oder der be- 
treffenden Minister — -die Verantwortlichkeit derselben in Be- 
ziehung auf das Budgetrecht der Kammern geltend zu machen 
sucht, indem bei einer so ausnahmsweisen Gehaltserhöhung — 
wie hier — und deren rechtlichen Folgen die Staatskasse und 
mit ihr die Steuerkraft des Volkes in offenbar verantwortlicher 
Art in Rücksicht auf Mittel verkürzt werde, bezüglich deren eine 
Verkürzung nicht nothwendig und nicht bewilligt war. Der Redner 
erkennt hierin einen Eingriff in das ständische Budgetrecht, der 
vor dieser politisch zu verantworten sei. In diesem Sinne 
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schliesst er sich dem Ausschussantrage , der Verwahrung gegen 
das Geschehene, an. 

Derselbe Redner spricht aber auch für Dr. Braters Antrag, 
was er wohl vereinbarlich erklärt mit der angedeuteten Richtung 
des Ausschusses, nachdem Dr. B r a t e r für die Z u k u n f t die Con- 
sequenzen des ministeriellen Verfahrens auf das Budgetrecht des 
Landtags verhindern und auch bei einer Ueberschreitung des 
Pensionsetats die ministerielle Verantwortlichkeit als das einzige 
Correctiv hingegen in bestimmter Weise dem Landtage ge- 
wahrt wissen will. 

„Gerade die den Fiscus verpflichtenden Handlungen — ruft 
„der Redner dem Ministertische zu — sind es, welche die Kammer 
»beschweren; diese ziehen die Verantwortung der Minister uns 
»gegenüber nach sich. Man soll nicht so viele und hohe Pensionen 
»gebären ; man soll in seinem Verhalten die Staatskasse dem 
»Budget gegenüber nicht in der Weise verpflichten. Die Frage 
»des Sollens ist es, über welche der zweite Ausschuss nicht hin- 
„weggehen will und darf!" 

HI. Staatsrechtliche Beurtheilung dieses Conflicts. 

A. Umfang der constitutionellen Ministerverantwortlichkeit. 

Der constitutione^ Staatsminister der modernen deutschen 
Monarchieen bleibt unbezweifelt jedem einzelnen Rechtssubjecte 
im Staate und diesem selbst civilrechtlich haftbar und 
beziehungsweise den allgemeinen Strafgesetzen wegen ge- 
meiner und Amtsverbrechen und Vergehen unterworfen. Er über- 
nimmt dazu noch die besondere politische Verantwort- 
lichkeit der Landesvertretung gegenüber im voll- 
sten Umfange. 

Diese erstreckt sich sowohl auf die ausser g er i cht- 
1 i c h e Verantwortlichkeit, auch die allgemein e, parlamen- 
tarische genannt, vermöge welcher der Minister für alle von 
ihm gegengezeichneten Verordnungen und Verfügungen des Mo- 
narchen, die sich auf die Regierung und Verwaltung des Landes 
beziehen , und für- alle von ihm aus eigener Zuständigkeit erlas- 
senen Anordnungen und Massnahmen den Landständen oder deren 
Ausschüssen und Äbtheilungen Rede zu stehen hat, als auch auf 
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Ministerverantwortlichkeit im engern Sinn — die qua- 
lifizirte oder gerichtliche genannt, welche den Minister wegen 
jeder Verletzung der Staalsgesetze , sei solche durch Handlung 
oder Unterlassung, vorsätzlich oder aus grober Fahrlässigkeit ver- 
schuldet, nach Anklage der Landes Vertretung vor einen Staats- 
gerichtshof zur besonderen Verantwortung eventuell Bestrafung 
zieht. 

Die Landesvertretung übt demgemäss dem Staatsministerium 
gegenüber eine umfassende Controle aller Regierungs- und 
Verwaltungsmassregeln. Niemand im Staatsverbande hat sich so 
ununterbrochen und in solcher Tragweite zu rechtfertigen und zu 
vertheidigen, als der constitutionelle Minister. Der ehrliche Con- 
stitutionalismus fordert durchgreifendes, einmüthiges Zusammen- 
arbeiten von Fürst, Minister und Landtag 1 ). 

Der Ständeversammlung sind für Geltendmachung dieses 
Controlamtes verschiedene Mittel gewährt, gelindere und strengere, 
entweder ausdrücklich in den Verfassungsgesetzen oder der Natur 
der Sache gemäss durch constante Praxis; dorten : Anfragen, In- 
terpellationen, Anträge und Wünsche, Vorbehalte, Verwah- 
rungen, Tadel, Beschwerden auf Antrag Einzelner und derCor- 
porationen oder von sich selbst aus; hier: die Anklage. T)i& 
Geschichte der constilutionellen Staatsform für Deutschland lehrt, 
dass man in wohlerwogenem Interesse der Sache und des Landes- 
wohls nur in den seltensten Fällen zur Staatsanklage geschritten 
ist, vielmehr in der Regel die gelinderen Mittel gewählt bat und 
mit diesen vielfach das erforderliche Einverständniss erzielte 2 ). 

Noch nicht übertroffen erörtert Mohl in den angeführten 
Stellen : 



1) Dr. Held, System des Verfassungsrechts der monarchischen Staaten 
Deutschlands. Würzburg 1856. Tbl. II. S. 365—71. Mohl, Robert, die 
Verantwortlichkeit der Minister in Einherrschaften mit Volksvertretungen. 
Tübingen 1837. S. 10-13. 24-25. 152. 159. Abs. 2. 204. 210. 263. Dr. 
Pözl, Lehrbuch des bayer. Verfassungsrechts 3. Aufl. München 1860. 
§. 215 S. 531—33, Diese Zeitschrift Nr. 113. Heft 1. Jahr. 1866 der 
constitut. Minister. 

2) Vgl. beispielsweise §§. 124 u. 188 der V.-U. für Württemberg 
v. 25. September 1819. Held, S. 383-85 und Note 1. S. 2. Pözl, 
S. 534 ff. Mohl, S. 11. 71. 258—59. 
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„Allerdings hat diese beständige Controle der Volksvertretung 
.einen nicht zu berechnenden negativen Nutzen. Es wird 
„wegen ihrer immerhin gar Vieles unterbleiben und gar Manches 
„sonst Versäumte geschehen. Es ist „sogar zugegeben , dass je 
„strenger und männlicher dieses Recht von Seiten der Stände 
„geübt wird, desto seltener die Nothwendigkeit kräftigerer Maass- 
„regeln eintreten kann." 

„Eben weil die Ministerverantworllichkeit negativ wirkt, 
„kann der Umfang ihres Nutzens so wenig nach den positiven 
„Erfolgen und nach Zahlen angegeben werden, da ja gerade diese 
„geringe Zahl der hauptsächlichste Beweis der Wirksamkeit sein 
„kann. Nein, wenn das Recht, die Grossbeamlen des Staates 
„wegen Verletzung der Grundgesetze gerichtlich zu verfolgen, 
„mit Kraft und Rechtlichkeit, mit Kenntniss und Einsicht von denen 
„gehandhabt wird, welchen seine Benützung anvertraut ist, so ist 
„es nicht unwirksam. Mit vielem Rechte verglich Lord Sommers 
„die Befugniss zu einer Staatsanklage mit dem Schwerte Goliaths, 
„welches im Tempel aufbewahrt sei, aber nur bei grossen Ge- 
legenheiten gebraucht werden dürfe. Wie bei jedem verbieten- 
„den Gesetze, wie bei der ganzen Verfassung selbst, iso besteht 
„auch hier der Hauptnulzen in dem blossen Vorhandensein solcher 
„gesetzlicher Bestimmung. 

„Die Ausübung des Anklagerechts ist allerdings eine Pflicht 
„der Landesvertretung, aber keine vollkommene juristische Ver- 
bindlichkeit, welche unter allen Umständen erfüllt werden müsste ; 
„es ist vielmehr eine politische Aufgabe, und eine mora- 
lische Pflicht, deren Unterlassung durch höhere Rücksichten ge- 
boten sein kann. Man darf nicht vergessen, dass eine Minister- 
Anklage kein Selbstzweck, sondern ein blosses Mittel ist, und 
„dass also ihr Zweck auch durch andere Mittel erreicht werden 
„kann, oder aus überwiegenden Gründen gar nicht erreicht wer- 
„den darf. 

„Es ist daher nothwendig, dass diese Pflicht nur in ge- 
neigneten Fällen ausgeübt werde. 

„Es können selbst Billigkeits- und Klugheitsgründe von der 
„Anklage abrathen. 
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»Wäre es nicht thöricht, wenn wegen eines einzigen, ma- 
teriell unbedeutenden Fehlgriffes ein Minister gestürmt werden 
„wollte, der unzweifelhaft und schwer zu ersetzende Verdienste 
„um das Vaterland hat, vielleicht sogar eine Stütze der Verfas- 
sung gegen geheime allein dennoch nicht minder drohende Ge- 
fahren ist ? Kann nicht der Stand der politischen Verhältnisse 
„überhaupt von der Art sein, dass im gegenwärtigen Augenblicke 
„oder wider einen bestimmten Mann eine Staatsanklage höchst 
„unklug wäre ? Kann nicht die Unterlassung einer Anklage die 
„Bedingung eines naheliegenden Verständnisses oder einer höchst 
„wünschenswerthen Aussöhnung zwischen Fürst und Volk sein ?" 
„Kann nicht die Auslegung eines Verfassungsgesetzes zweifelhaft 
„sein , so dass , wenn auch die von den Ständen angenommene 
„Auslegung wirklich die richtige wäre, eine Criminalanklage wegen 
„Befolgung der andern Ansicht eine grosse Härte wäre?" 

Diese Erörterung mag zeigen , dass die Anschauung Dr. 
Braters, eine Verwahrung sei bei der constatirten Sachlage 
bedeutungslos, ja der Kammer nicht würdig, eine Berechtigung 
nicht habe. 

Die Kammer konnte, durfte und musste mit ihrem Ausschusse 
stimmen, wenn sie, wie dieser, für eine Anklage den zweifellosen 
Rechtsboden nicht fand, wenn sie annahm, dass in den von dein 
Ausschusse erhobenen Thalumstünden eine zurechenbare 
Verfassungsverletzung nicht liege, dass überhaupt ein solches 
Vorgehen zur Zeit unpolitisch und mit dem Staatswohl nicht ver- 
einbar sei. 

Der Ausschuss hatte unseres Erachtens mit sicherem, con- 
stitutionellem Tacte den rechten, der Sachlage entsprechenden 
Weg gefunden einem Ministerium gegenüber, von dem er eine 
verfassungswidrige Gesinnung nicht voraussetzen durfte. Eben 
die Zuversicht, man sehe einer entgegenkommenden Regelung 
dieses Conflictes im echt constilutionellen Geiste entgegen, welche 
der Ausschuss unter Abstandnahme von der Staatsanklage, mit 
seiner Verwahrung ausgesprochen hat, ohne sich weitere 
Schritte zu verhindern, war dazu angethan, an maassgebender 
Stelle tieferen, versöhnlicheren Eindruck zu machen, als die ent- 
gegengesetzte Anschauung, dass da, wo eine Anklage nicht auf 
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dem Fusse folgen könne, auch eine Verwahrung nicht Platz 
greifen dürfe. 

In einer Frage, wie die vom Ausschuss festgestellte, handelt 
die Kammer nicht als Gerichtshof, sondern als Staatsanwaltschaft; 
als politische Anstalt , in deren politisches Ermessen es rein ge- 
legt ist, welches Mittel zum Zwecke sie ergreifen will. 

Selbst die Verantwortlichkeit des Ministers vor Gericht 
gilt als sine Maassregel , die ebensogut eine politische wie 
eine rechtliche Seite hat. Der Zweck derselben ist ein politischer 
— Schutz der Staatsgrundgesetze — das Mittel nur ist ein 
rechtliches ')• 

Es darf demnach im Interesse der Wissenschaft und der 
constitutionellen Politik bedauert werden, dass die Kammer durch 
den Antrag Dr. Braters fast in zwei Lager gespalten und dadurch 
der mächtige Einfluss alterirt wurde, den eine nahezu ein- 
müthige Entscheidung im Sinne des Ausschussantrags auf die 
conslitutioneile Welt sicher hervorgebracht hätte! — Man wird 
aber auch nicht irren in der Annahme, dass eben die am that- 
sächlichcn Boden festhaltende Ansicht des Ausschusses und zu- 
gleich der mit ihr kund gegebene Geist des Vertrauens es waren, 
denen zunächst der practische Abschluss zu verdanken ist, durch 
welchen das Ministerium dem Anstreben der Kammer rasch ent- 
gegen kam. 

B. Die Anwendung des Gesetzes vom 4. Juni 1848. 

Der Kern des Conflicls ist und bleibt die Frage : Hat Art. 1 
dieses Gesetzes den Standesgehalt des Ministers so entschieden 
auf 3000 fl. fixirt, dass ohne Verletzung desselben vom Landes- 
lierrn auch in einzelnen Fällen eine Erhöhung dieses Gehalts 
einseitig nicht beschlossen werden kann ? 

Die Mehrzahl der juristischen Capacitäten der Kaminer hat 
zwar dein Wortlaute der Gesetzesstelle zugestanden, dass sie eine 
Festsetzung des Gehalts ausspreche, erklärt aber aus dem Geiste 
und Grunde derselben, sie habe nur eine Mindestgrösse dieses 
Gehaltes bestimmen wollen und bestimmt. 



I) Mo hl, a. a. 0. S. 86—87. 
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Die Erklärung der Minister bestreitet auch dem Wortlaut 
der Stelle die Bestimmung einer fixen unüberschreilbaren Grösse. 
Der Ausschuss, festhaltend an der gegentheiligen , obige 
Frage bejahenden Ansicht, dürfte auch hierin das Richtige ge- 
troffen haben. Es mag gestattet sein, die rechtlichen Gründe, 
welche dafür in die Wagschaale fallen, hier auseinanderzusetzen. 

a) Grammatische Auslegung. 

„Die Führung eines Ministeriums kann nur einem Slaatsrathe 
„im ordentlichen Dienst übertragen werden , welcher hiedurch 
»einen sofort unentziehbaren Standesgehalt von 3000 fl. 
erhält.* 

Diese Wortfassung spricht klar eine fixirte Summe aus. 

Der ßeisatz: „so ferne ihm nicht aus früheren Dienstesver- 
„hällnissen ein höherer zukommt" bekräftigt in diesem e i n- 
zigen Ausnahmsfalle die im Vordersatze ausgesprochene Regel 
dahin, dass weder unter noch über das Fixum gegangen 
werden solle. Nirgends mag der alte Rechtssatz : „exceptio firmat 
„regulam in casibus non exceplis" zweifelloser zutreffen, als bei 
Auslegung dieser Stelle. Die Gesetzgeber hatten eine bestimmte 
Summe vereinbart. Sprachgebrauch und Sprachkunde erklären 
diess so bestimmt aus den Worten, dass ein Mehr oder Minder, 
jenes so sicher als dieses, von selbst ausgeschlossen ist, es daher, 
— wie der Ministerralh auszuführen versucht — eines Zusatzes 
„der Unüberschreitbarkeit" dorten so wenig als hier „der unstatt- 
haften Schmälerung" bedurfte. Wer dem Wortlaute zugiebt, dass 
ein Mindestgehalt ausgesprochen sei, der kann insbesondere mit 
Rücksicht auf jenen Zusatz picht wohl behaupten, derselbe ver- 
biete das Mehr nicht. Es ist beiden ein Ziel gesetzt; 
die Staatsgewalt hat sich, der gemeinen Wohlfahrt halber, in 
beiden Richtungen eine Schranke gezogen und sich bezüglich 
der Ministerstandesgehalte des Ausscheidungsrechts in Gemässheit 
§. 6, Abs. 1 des Staatsdieneredicts v. J. 1818 in beiden Rich- 
tungen begeben. 

Die sprachliche Auslegung gewährt ein sicheres, zweifelloses 
Resultat wider die Argumentation der gegentheiligen ministeriellen 
Ansicht. 
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b) Logische Auslegung. 

Mittelst dieser will fragliche Gesetzesstelle einschrän- 
kend auf Festsetzung eines Minimalgehalts 
aus andern Bestimmungen desselben Gesetzes, aus dessen Geist, 
Grund, Absicht und Entstehungszeit erklärt werden. 

Allein auch hierin dürfte in mancher Beziehung dieser An- 
sicht entgegen zu treten -sein. 

a) Der Hinweisung der Staatsminister auf den im Art. 12 
desselben Gesetzes ausdrücklich ausgesprochenen Nichtgebrauch 
des Begnadigungsrechts , um darzuthun , der Gesetzgeber hätte 
auch im Artikel 1 den Verzicht auf die Erhöhung des 
Standesgehalts aussprechen müssen, wenn derselbe auf Seite 
des Landesherrn hätte vollzogen werden wollen, kann in erster 
Linie der klare Wortsatz des Art. 1 entgegengehalten werden 
und die Erwägung, dass daraus eine solche Verzichtleistung von 
selbst so deutlich hervortritt, dass sie nicht zwei Mal ausgespro- 
chen werden musste. In zweiter Linie aber kommt dagegen zu 
bedenken, dass das ganze Gesetz mit der Stellung der Staats- 
minister nach allen Richtungen sich beschäftigt, dass es zuge- 
standenermassen manche Bestimmungen des Staatsdienergeselzes 
in Beziehung auf die Minister abändert, ohne auch die hierin 
enthaltene Entäusserung eines Kronrechts besonders hervorzu- 
heben , und dass die im Art. 1 2 hiervon gemachte Ausnahme 
gerade durch die vereinzelte Stellung des Begnadigungsrechts in 
diesem Cesetze und durch die Bedeutung dieses höchsten und ein- 
flussreichsten Kronrechts überhaupt mehr als genügend sich erklärt. 
Die bisher noch nicht modificirle Bestimmung des §. 4, Tit. VIII 
der V.-U. von der Rechtspflege — nicht vom Staatsdiener- 
verhältniss, wie hier — erforderte überdiess eben an dieser a u s- 
serge wohnlichen Stelle diese ausnahmsweise besondere Be- 
zeichnung. Es werden ad hoc weiter alterirt und modificirt 
nachgenannte Bestimmungen der IX. Verfassungsbeilage : 

die §§. 1—3 im Punkte des Provisoriums, der §. 20 im Punkte 

der Zurückweisung einer Beförderung durch Art. 1, 
die §§. 19, 22, 23, betr. die Beendigung des Dienstes durch 

Art. 3 , dann 
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durch Art. 9 der Absalz 1, §. 6, Tit. X der V.U. 
durch Art. 10 u. 11 der Absatz 3 a. a. 0. 
ohne ausdrückliche Betonung. Nachdem das Gesetz der Stellung 
des Ministers eine neue, umfassende und ausnahmsweise Grund- 
lage hat geben wollen, so folgten daraus von selbst Beschrän- 
kungen des bisher geübten landesherrlichen Anslellungs- und Ent- 
hebungsrechts ')■ 

ß) Allerdings hat die Bewegung des Jahres 1848 auch in 
Bayern das langst verheissene Gesetz über die Verantwort- 
lichkeit der Minister zu Stand gebracht, und dadurch den besseren 
Schutz der Volksrechte auch in dieser Richtung angestrebt. 

Die Berichte der Referenten v. Closen, des Correferenlen 
Dr. Edel und des Reichsraths Graf Reigersberg an den kri- 
tischen durch die zweite Kammer eingeschobenen Stellen lassen 
deutlich ersehen , dass man hier die gesicherte Stellung des 
Ministers vor Allem ins Auge gefasst halte *). 

Aber wer mag in Abrede stellen, dass die damalige Zeit 
nicht ebenso nachdrücklich die Rücksichtnahme auf den staat- 
lichen Finanzhaushalt und die nachhaltige Sicherung 
der in dieser Beziehung dem Volke zugestandenen Constitu- 
tion eilen Rechte bezielt habe? 

Man hatte auf Seite des Volkes eingesehen, dass der höchste 
Beamte des Staates, der Leben, Ehre und Gut in erster Reihe 
für das Staatswohl einsetze, gehörig geschützt werden müsse; 
aber man hatte dabei die auf dem Fusse folgende Pensionslast 
und deren Vergrösserung für die Staatskasse nicht aus den Augen 
verloren. 

Es entgeht der aufmerksamen Durchschau der umfassenden 
und inhaltreichen Kammerverhandlungen nicht, dass die Stände, 
gerade mit Rücksicht auf die damalige Bedrängniss der Beamten 
im Punkte des Standesgehalts, genug gethan und aufs Beste für 
die Minister gesorgt zu haben glaubten, wenn sie eine Summe 
von 3000 fl. festsetzten, dass eben zur Vermeidung eines 

1) Brater, Erläuterung dieses Gesetzes in Dollmanns Gesetzgebung 
Bayerns. Erl. 1855. Tbl. II. Bd. I. S. 3. 

2) Kammer II. 184». BeiL Bd. II. S. 268. 270. 280. Kammer I. 
J. 1848. Keil. Bd. III. S. 27. 

Zeitsohr. t Staatsw. 18«». I. Heft. 2 
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Conflicts bezüglich dieser delicaten Frage in den höchsten Regionen 
der Beamten weit ein für alle Mal „eine bestimmte Summe 
vereinbart werden sollte, — nicht mehr und nicht we- 
niger — und dass man ebensosehr auf die Begünstigung der 
Minister dadurch Bedacht zu nehmen glaubte, als man der Be- 
lastung der Staatskasse eine gewisse Schranke hat setzen wollen ')• 
Bei der eingehenden Debatte, welche hierüber besonders in der 
I. Kammer stattfand, kamen diese Bedenken im Finanzpunkte mit 
aller Entschiedenheit zur Sprache , namentlich die Höhe der 
3000 ff. bei einem häufigen Ministerwechsel, und wurden nur 
dadurch beseitigt, dass man darauf hinwies, wie eben gerade die 
Fixirung des Gehalts dieser allzugrossen Gefährdung der Pensions- 
kasse vorbeugen solle, Uberdiess aber auch hier die edirtmässige 
Verbindlichkeil zur Wiederverwendung im Dienste bestehen bleibe *). 

Das Märzministerium hatte in seinein Entwürfe, ungeachtet 
der Ungunst der damals bestandenen Normative, die Summe gar 
nicht berührt ; es hat auch im Laufe der Debatten jede Aeusse- 
rung darüber umgangen. 

Der Entwurf halte zur Genüge dargethan, dass die Staats- 
gewalt auch in diesem Punkte erhebliche Zugeständnisse dem 
Volkswohle zu machen gesonnen sei. 

Die Organe derselben konnten bei dieser Opferbereitwilligkeit 
das nicht erwartete, nicht provozirte Entgegenkommen der Volks- 
vertretung bis auf die noch nicht vorhanden gewesene Höhe wohl 
annehmen und haben diese Annahme, mit dieser aber auch den 
Verzicht auf eine Erhöhung, auch in der zartesten Weise, 
stillschweigend vollzogen 8 ). 

Das ganze Verhalten aller bei dieser Gesetzgebung mitwir- 
kenden Kräfte bürgt unbedingt dafür, dass weder die Staats- 
regierung noch die Landstände eine Aussicht auf Erhöhung der 
kritischen Gehaltgrösse in fernerer Anwendung des Abs. 1, §. 6 
der IX. Verf.-Beil. offen lassen wollten. 

Man durfte mit Grund auf allen Seiten die Beruhigung hin- 



1) Kammer II. 1848. Prot. Bd. V. S. 173-74. 223. 225-26. Kammer I. 
1848.. Prot. Bd. III. S 401-517. 

2) Prot, der I Kammer Bd. III. S. 416—427. 438. 440. 

3) Kammer II. t»48. Beil. Bd. I. S. 145—152. Beil. Bd. II. S. 276. 
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nehmen, es sei mit Festsetzung dieser Summe nach den damals 
obwaltenden Lebensverhältnissen in angemessener hinreichender 
Weise gesorgt. 

Wenn endlich Stimmen sich hören lassen, welche betonen, 
„der fragliche Entwurf sei das Monarchischeste, was das Mini- 
sterium bieten konnte," die schon eine Zeit vorhersagten, wo 
„alle Cautelen und Clausein über die Sicherung austretender 
„Minister verschwinden, indem der aus dem Parlament Entnommene 
„einfach wieder in dasselbe zurücktreten werde;" — und auch 
solchen Aeusserungen von keiner Seite begegnet wurde; dann 
kann wohl von einer beabsichtigten Wahrung eines Kronrechts 
auf Erhöhung des Standesgehalts kaum mehr die Rede sein"). 

Es war aber auch schon in der vormärzlichen conslitutionellen 
Periode auf die f i n a n z i e 1 1 e Seite der Standesgehallnormative 
wesentliche Rücksichtnahme eingetreten. Der Verordnung vom 
J. 1824 ist die „Erleichterung der Staatskasse, somit der getreuen 
„Unterthanen im Hinblick auf die zunehmende Last der Pensions- 
„kasse" als Hauptmotiv unterstellt. Die sofort nachfolgende schwere 
Verkümmerung der Standesgehalte lüsst deutlich erkennen, dass 
die Staatsregierung mehr das unzeilige Ersparungssystem als die 
Erhöhung der Rückzugsgehalte im Auge halte. 

Selbst die wissenschaftliche Theorie hatte das finanzielle 
Gewicht der Gehallfrage bei der Ministerverantwortlichkeit hervor- 
gehoben. 

Der geistreiche v. M h 1 , den auch die Berichterstatter v. 
C 1 s e n und Graf R e i g e r s b e r g vor sich hatten *) , vertritt 
die Forderung unbedingter und augenblicklicher Dienstesenthebung 
auf Seite des Fürsten und des Ministers, befürwortet die Fixirung 
eines anständigen Ruhegehaltes, den der so Enthobene erhallen 
müsse und fährt dann fort: 

„Die Besorgniss, dass diese Sicherheit eines Rückzuggehaltes 
„den Trägern zu gemeinen Berechnungen Anlass geben und das 
„Budget mit einer grossen Summe für Ministerpensionen belasten 
„werde, wird theils dadurch entfernt, dass der durch Entziehung 



1) Kammer I. 1848. S. 409-410. 

2) beil. Bd. II. Kammer II. S. 283. Beil. Bd. III. Kammer I. S. 119. 

2* 



20 Der Miuigtentandesgehalt vor dem Landtage in Bayern. 

„des Amles zu erleidende Verlust für Habsüchtige und für Ehr- 
„geizige immer noch bedeutend genug ist um ihn zu scheuen, 
„theils aber ist der aus dieser Ursache, oder weil der Fürst un- 
„nöthig zahlreiche Entlassungen und somit Rückzugsgehalte an- 
„wenden würde, übrig bleibende wirkliche Nachlheil als das kleinere 
„und unvermeidliche Uebel zu betrachten." 

Dr. Brater hat übrigens damals, als er a. o. a. 0. das kri- 
tische Gesetz erläuterte, zu der hier in Anwendung kommenden 
Stelle keinen Zusatz gemacht, folglich eine Undcullichkeit in 
ihrem Wortlaute nicht angenommen. Dr. Pözl aber erklärt, unter 
Anführung des Inhalts der Ausscheidungsregulative von 1848. 
»Eine Ausnahme leidet diese Regel in Ansehung der Minister; 
„deren Standesgehalt beträgt in jedem Falle mindestens 3000 iL" 
Es wird lediglich der Art. 1 — ohne als weitere Begründung — 
hiefür angeführt. Diese Autorilät des bayrischen Verfassungs- 
rechts ist bei der Abstimmung ihrer Ansicht getreu geblieben ')• 

c) Usuelle Auslegung. 

Für die diesseitige Meinung kann man schliesslich auch diese 
zu Hülfe nehmen der ministeriellen Behauptung gegenüber: „Seit 
»dem Bestehen der Verfassung habe die Krone das Auscheidungs- 
„recht des Standesgehalts unbeschränkt ausgeübt und das 
„Gesetz v. 1848 habe hieran Nichts geändert." 

Die nach dem 4. Juni 1848 erlassenen Normative schliessen 
eine neue Verleihung höherer Standesgehalte als 3000 fl. aus- 
drücklich aus. 

Man mag diese Verordnungen betrachten wie man will , sie 
geben immer deutlich zu verstehen, dass, nachdem durch ein 
Spezialgesetz der Standesgehalt der höchsten Staatsbeamten 
auf jene Summe fixirt ist, in Folge keiner Berechnung der 
Standesgehalt eines andern Beamten diese Summe übersteigen 
dürfe. Es hat sonach die Staatsgewalt hierdurch in Beziehung 
auf alle andern Staatsdiener die 3000 fl. gleichfalls als Maximal- 
betrag von 1848 an consequent anerkannt. Hierdurch ist von 
selbst vorgesehen, dass die Minister nicht hinter andern Be- 



1) D. Pflil •. a. 0. S. 440. Kote 3. 
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amten zurückstehen , — eine Besorgniss , deren Fernhaitang ja 
immer in die Hand desjenigen gelegt ist, der das allerirende An- 
stellungsdecret zu gegenzeichnen hätte. 

Dem Kammerausschusse steht nach alledem unseres Dafürhaltens 
die richtige Auslegung des Gesetzes im Sinne des Constitu- 
tionalismus zur Seite. Der gefundene Sachverhalt verletzt an 
sich das Gesetz von 1848 und das den Kammern zustehende 
Mitrecht zur Gesetzgebung, und wenn diese Verletzung auch in 
gutem Glauben und zur Förderung des Landeswohls geschehen, 
so war doch die Volksvertretung verpflichtet, gegen dieses 
Verfahren Verwahrung einzulegen, um allen Consequenzen aus 
demselben vorzubeugen. Es sollte für jetzt bei dem ernsten 
constitutionellen Haltrufe: Habt Acht! sein Bewenden haben. 

C. Das Steuerbewilligungsrecht des Landtags und die 
Pensionslast der Staatskasse. 

Die Handhabe *n den Schnüren des Staatssäckels hat — 
nach der Rede englischer Staatsmänner — von jeher, so lange 
Verfassungen bestehen, al. das A und a 1 1 e r Rechte der Volks- 
vertretung gegolten. 

Ganz natürlich hat auch der hier entstandene Conflict in 
gleicher Linie seine Richtung auf die finanzielle Behandlung 
dieses Gegenstandes genommen. 

Die Ansicht der Staatsregieiung erschien der Kammer zu- 
nächst in Folge der beiden in ihr berathenen Anträge als eine 
Verneinung des ihr verfassungsgetnäss zukommenden Budgetrechts, 
als ein Angriff auf diese ganze Staatseinrichtung, vermöge deren 
sie den ganzen Staatshaushalt nach bestimmten Grundsätzen 
durch Mitfeststellung des Einnahmen- und Ausgaben-Etats ordnen 
hilft und Steuern nur nach unbefangener und unabhängiger vor- 
gängiger Prüfung des Staatsbedürfnisses bewilligt. 

Es wird angemessen sein, diese mehr auf doktrineller, 
allgemeiner Grundlage beruhende Seite des Conflicts vorerst 
zu untersuchen und dann überzugehen auf die thatsäcblichen 
Momente im Verfahren des Ministeriums, die der Ausschuss 
allein nach Maassgabe des in Mitte liegenden Spezial- (Finanz-) 
Gesetzes geprüft und gewürdigt hat. 



22 Der Ministerstandesgehalt vor dem Landtage in Barern. 

1) Die ministerielle Theorie in Beziehung der budgetmäs- 
sigen Behandlung der Pensionslast. 

Die von der Staatsgewalt in einseitiger Berechtigung aus- 
geschiedenen Standes- und beziehungsweise Rückzugsgehalte be- 
handelte das Ministerium als feststehende Grössen, die, weil 
sie civilrechllich verfolgbar, der Einwirkung oder Schtnälerung 
von Seite der Verwaltung und der Volksvertretung ganz und gar 
entrückt seien. 

Der Anfall des Ruhegehaltes sei ferner, weil von ungewissen 
Ereignissen abhängend, als nicht voraussehbar gar nicht zu etati- 
siren, daher auch nicht Gegenstand des Budgets. 

Dieser Ansicht traten Ausschuss und Dr. B r a t e r entgegen. 
Was der erstere im Gefühle seines Rechtsbewusstseins als die 
finanzielle Seite der Sache entgegenstellt, das fordern die rechts- 
gelehrten, scharfsinnigen Erörterungen des letzteren und Dr. Volks 
für das dem Landtage zukommende Steuerbewilligungsrecht, wel- 
ches dem landesherrlichen Verleihungsrechte in gleicher Unan- 
tastbarkeit und Selbstsandigkeit gegenüber zu stehen habe, wenn 
es nicht im Einzelnen als lahm gelegt erscheinen soll. Es ge- 
schieht diess aber von Seite der Volksvertretung aus vollem 
Grund und in Ausübung einer unerlassbaren conslitutionellen 
Pflicht. 

Das landständische Sleuerbewilligungsrecht umfasst unbe- 
zweifelt die Befugniss : 

a) entscheidend mitzuwirken für Feststellung des Staats- 
Ausgaben- Etats, dadurch die Frage über das Vorhandensein eines 
Staatsbedürfnisses für jede einzelne Ausgabspost dem einseitigen 
Ermessen der Staals-Finanzgewalt zu entziehen und von einer 
Finanzperiode zur andern auf's Neue selbstsländig zu prüfen, da- 
für aber auch von der Staalsregierung zu fordern : 

b) die Spezifica t ion der einzelnen Ausgab- 
posten, der ordentlichen, weil regelmässig wiederkehrend 
und vorhersehbar, indem der Gesainmlbedarf nur in Folge ge- 
nauer Prüfung dieser Spezifieation auf die Schultern der Steuer- 
pflichtigen geladen werden kann , - Staatsgelder aber nur für be- 
stimmte Zwecke bewilligt werden, 
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c) dass die Staatsregierung die ausserordentlichen, 
d. h. die nicht bestimmt vorhersehbaren , erst durch neu einge- 
tretene Ereignisse veranlassten, daher nicht etatisirbaren Aus- 
gaben zunächst aus den Erübrigungen, eventuell aus den Reserve- 
fonds, bestreite, bei deren Erschöpfung aber die Bewilligung des 
Landtags durch besondere Vorlagen oder nachträglich erhole, in- 
dem keine Ausgabe gemacht werden darf, die vom 
Landtage nicht als nothwendig oder nützlich er- 
kannt und bewilligt ist, 

d) die Nachweisung der wirklichen Staats-Einnahmen und 
Ausgaben von Jahr zu Jahr mit vollständiger, vereinzelter, klarer 
Genauigkeit und Begründung , indem die für jede Etatpost be- 
willigte Summe auch vollständig für dieselbe verwendet werden 
soll, der Landtag aber über diese Verwendung sorgfältig zu 
wachen und zu prüfen hat, ob die öffentlichen Gelder nach Maass- 
gabe der festgestellten Etats oder bei deren Ueberschreitung oder 
bei ausserordentlichen nothwendigen Ausgaben überhaupt in ver- 
hältnissmässiger Zuständigkeit und Ordnung verwendet worden 
seien. Wo nicht der Wortlaut der Staatsgrundgesetze diese Befug- 
nisse den Lan 'ständen klar zutheilt , da haben die Staatsrechts- 
wissenschaft und gleichmässige Uebuiig dieselben aus dem Geiste 
des deutschen constitutionellen Systems der Volksvertretung mit 
aller Entschiedenheit zugewiesen. 

Für Bayern stehen diese Bestimmungen vollkommen fest 1 ). 
So bestimmt z. B. die V.-U. für M e i n i n g e n §. 80 : 

«Die erste Pflicht der Stände ist, an ihrem Theile dahin mit- 
zuwirken , dass die Beiträge der Unterthänen für das Gemein- 
»wohl mit kluger Sparsamkeit gefordert, mit Gerechtig- 
»keit verlheilt und mit strenger Gewissenhaftigkeit und Genauigkeit 
.ihrer Bestimmung gemäss verwendet werden." 

Die V.-U. für Baden vom 22. August 1818, §§. 53, 55 
erklärt : 

»Ohne Zustimmung der Stände kann keine Auflage ausge- 
schrieben und erhoben werden. Hit dem Entwurf des Auflagen- 



1) D. Pözl a a. 0. §.159. S. 391— 95. $.197. S.486— 89. §.200. 
S. 694—97. 
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„gesetzes wird das Staatsbudget und eine detaillirte Uebersicht 
.über die verwilligten Gelder von den früheren Etatsjahren über- 
„geben." 

Die V.-U. für Württemberg vom 23. September 1819, 
§§. 109—10 verordnet: 

„Ohne Verwilligung der Stände kann weder in Kriegs- noch 
„in Friedenszeiten eine directe oder indirecte Steuer ausgeschrieben 
„und erhoben werden. Dem Ansinnen einer Steuerverwilligung 
„muss jedes Mal eine genaue Nachweisung über die Nothwen- 
„digkeit oder Nützlichkeit der zu machenden Ausgaben, 
„über die Verwendung der früheren Staatseinnahmen und über 
„die Unzulänglichkeit der Kammereinkünfte vorangehen." 

Diese Vorlagen und Vorarbeiten durchforscht die Kammer mit 
aller Sorgfalt in der Absicht, für die nachfolgende Budgetberalhung 
die erforderlichen Anhaltspunkte und Erfahrungen daraus zu 
schöpfen. 

Für diese Prüfung und deren Ergebniss bestehen in Bayern 
wie anderwärts als Grundsätze: 

1) Die Mitwirkung des Landtags ist eine materielle Schranke 
der landesherrlichen Finanzgewalt , und da „Ordnung durch alle 
Theile des Staatshaushalts und Sicherung der gehörigen Ver- 
wendung der dafür bestimmten Mittel" als oberster Grundzug an 
der Spitze der V.-U. steht, so muss dieser Satz beim Zweifel 
in Ansehung der Rechte des Landtags bei der Regelung des 
Staatshaushalts für diese entscheiden '). 

2) Der ganze Staatshaushalt ist etwas in unzertrennbarer 
Reihe innerlich Zusammenhängendes; die Abtheilung in Finanz- 
perioden ist als blose Verwallungsmaassregel ohne Einfluss auf 
die materiellen Rechtsverhältnisse, daher kommen Activreste der 
nächstfolgenden Periode zu gut , wenn nicht etwas Anderes be- 
stimmt wird, d. h. sie gehören in den Einnahmeetat des neuen 
Budgets. 

3) Bei Etatsüberschreilungen oder wenn nicht einge- 
stellte Ausgaben gemacht worden sind, erstreckt sich 
die Prüfung auf die- Beschaffenheit derselben um zu 



i) D. Pözl a. a. 0. S. 485. 
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ermessen, ob die Staatsregierung befugt war, die- 
selben einseitig zu machen. 

4) Wo es sich um Ausgaben handelt, deren Nothwen- 
digkeit zweifelhaft oder bestritten ist, da sind diese 
Sätze noch in viel höherem Mnasse anzuwenden. Solche Aus- 
gaben sollen überhaupt ohne ständische Zustimmung 
gar nicht gemacht werden 1 ). 

Nach Alle dem stehen sich die Doctrin des Ministerraths und 
die Kammeranschauung geradezu entgegen. Es ist der constitu- 
tionelle Dualismus über eine Frage, bei deren Consequenzen es 
um Sein oder Nichtsein sich handelt, in einen bedeutungsvollen 
Conflict getreten. Zu dessen Beseitigung hat Dr. B r a t e r in seiner 
Kammerrede die allein angemessenen Andeutungen gegeben, wenn 
er darauf hinweist, dass dauernd Aehnlichem nur dann vorgebeugt 
werde, wenn die Staatsregierung über Behördenorganisation, Be- 
amtenbedarf und über die Grundzüge für das Besoldungswesen 
mit den Kammern im Wege der Gesetzgebung sich vereinbart. 

v. Mohl hat auch für solche Fälle seine warnende Stimme 
erhoben, indem er sagt *) : 

„Wenn die Sache irgend zweifelhaft ist, so unterlasse der 
„Minister die Verletzung der Verfassungsgrundsätze; unternimmt 
„er sie aber aus Liebe zum allgemeinen Besten, so muss diess 
„mit grösster Umsicht geschehen. Vor dem unklugen Freunde 
„muss man sich auch schützen* 

und an einer andern Stelle, wo er über die Anklagen wider 
das Ministerium Hassenpflug spricht: „Man dürfe bei der- 
artigen Conflicten nie von dem offenbar in öffentlichen Ange- 
legenheiten unrichtigen Grundsatze ausgehen: „„dass die einzig 
„„richtige Erklärung einer unvollständigen oder zweifelhaften Stelle 
„„im Grundgesetze die sei, welche man aufstellt oder weil man 
„dieselbe aufstellt.*" 

Solche Mahnrufe mögen auch hier auf beiden Seiten für ein 
versöhnliches Vorgehen durchgeschlagen haben. Noch in der 



1) D. Pö/.l a a. 0. S. 480. 497. D. Held a. a. 0. S. 534 a 535. 
Esc her, Handbuch der practischen Verfauungslehre, Leipxig bei Engel- 
mann 1863. Bd. II. S. 241 ff. 

2) Mohl a. a. 0. S. 203. u. 716. 
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Sitzung der I. Kammer am 28. April 1868 bei Berathang der 
Besoldungszulagen erhob sich ein Redner (v. Nielhhammer) 
für eine staatsrechtliche Theorie, welche in Hintansetzung der 
landständischen Gerechtsame viel weiter geht, als die der Staats- 
minister. 

Dieselbe hat in der Abgeordnetenkammer am 1. Mai 1868 
tüchtige Widerlegung gefunden und wurde vom Ministertische aus 
mit keinem Worte unterstützt l ). 

2) Das Verfahren der S taats regierang in Anwendung des 
Budgets und des Finanzgesetzes vom 10. Novenib. 1861. 

Die Bezugnahme auf das, was oben zu B. II. 1 d und zu 
B. III. lit. A, erörtert ist, mag es rechtfertigen, dass hier nur 
noch einzelne, wenige Punkte ins Auge gefasst werden. 

a) Das Finanzgesetz für die VIII. Finanzperiode 1861 — 67 
vom 10. November 1861, §§. 5 u. 6, Tit. II. mit Beilagen be- 
stimmt den jahrlichen Ausgabenetat des Ministeriums des Innern 
auf 1,650,000 fl., worunter sich auch die Ruhegehalte der dahin 
gehörigen Beamten befinden. Der Ausschuss hat pro 1865 — 66 
eine Ueberschreitung von 10,000 fl. bei dem betreffenden 
Spezialetat für Pensionen vorgefunden und erklärt dieselbe, weil 
eine Bewilligung der Stände hierzu nicht gegeben ist, als eine 
verantwortliche Handlung des betreffenden Ministeriums. 
Das fragliche Finanzgesetz lautet: 

„Die Etats sind in der Regel unüberschreitbar. Jeder Staats- 
„minister ist dafür verantwortlich, dass die für seinen Ge- 
„schäftskreis festgesetzten Summen der Staatsausgaben zu den 
»bestimmten Zwecken verwendet werden ; er hat die Etats seines 
.Ministeriums und der demselben untergebenen Slaalsanstalten 
«und Stellen zu vertreten und für unvermeidliche Mehrausgaben 
»die nachträgliche Genehmigung zu erwirken." 

Diese Bestimmung unterstützt die Auflassung des Ausschusses 
vollkommen. In Form und Wesen ist dem Finanzgeselze den 
Erhebungen des Ausschusses gemäss entgegengehandelt *). 

1) Kammer II. Stenogr. Berichte Bd. VII. S. 326. Kammer I. Pro- 
tokollband V. S. 388. 

2) Gesetzblatt 1861—62. S. 62, dann Nr. 12. S. 97. 115. 119. 
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b") Der Aosschuss giebt der fraglichen Mehrausgabe dessen 
ungeachtetet seine Anerkennung, er rügt oder beanstandet sie 
nur durch eine Verwa hrung zu Gunsten des Budgetbewilligungs- 
rechts der Kammern in Consequenzfällen. Grund und Zweck des 
Ausschussantrags in dieser Richtung sind ganz gleich mit dem 
des Abgeordneten Dr. Brater; nur die Basis der Anträge ist ver- 
schieden; hier Theorie, dort ((tatsächliche Uebung — das vor- 
gefundene Verfahren. 

Dass das Letztere eine haltbarere, gediegenere Grundlage 
bildet, als die erstere, kann nicht zweifelhaft sein ; dass aber dafür 
allen obwaltenden Umständen nach eine Verwahrung, wie be- 
antragt, als angemessen erscheint, ist bereits oben dargelegt. 

Das ausgesprochene Bedauern über die Spaltung und Ab- 
schwächung des Ausschussantrags durch die Kammerdebatte 
und Abstimmung dürfte daher als gerechtfertigt erscheinen, um 
so mehr, als die von einem hervorragenden Redner (Dr. Volk) 
gemachte Unterscheidung: „Antrag des Ausschusses nehme seine 
Richtung auf die Vergangenheit, der des Dr. Brater auf die Zukunft" 
durch die Erwägung beseitigt wird , dass überhaupt der Begriff 
einer Verwahrung immer nur die Zukunft im Auge hat, mit 
solcher nur der Wiederholung einer rechtsgefährdenden Hand- 
lung und der Schlussfolgerung auf Anerkennung eines 
rech ts wirksa m en Einflusses derselben entgegentreten 
werden will. 

Die ganze Deduction des Redners in dieser Richtung er- 
scheint mehr als eine geschickte Operation, um doch für das die 
Majorität des Hauses zu retten, was beide Anträge im Kerne 
bezielten. Einfach und mit voller Klarheit hat unseres Erachtens 
den Standpunkt des Ausschusses der Abgeorndnete K o I b festge- 
halten, auch gegenüber der Minislererklärungen und der Kammer- 
debatlen , indem er mit schlagenden Gründen erklärte : er finde 
„auch in diesem Augenblicke den Ausschussantrag noch voll- 
kommen gerechtfertigt" '). 

Man wollte auch im Ausschusse schliesslich Umgang nehmen 



1) S. 460. Bd. II. der stenographischen Berichte. 
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vom Geschehenen. — von der Etatsüberschreitung, mr.<J darauf 
nur einen Rechtsvorbehalt begründen, der Zukunft halber. 

c) Das ganze Vorgehen des Ausschusses findet neben dem, 
was oben über das Steuerbewilligungsrecht ansgeführt ist, seine 
Rechtfertigung hauptsächlich in dein anerkannten allgemein-ver- 
fassungsmässigen Grundsatz: Die Landesconstitutionen 
wollen im Ganzen wie im Einzelnen, im Kleinen wie im 
Grossen dieses ständische Recht höchster Bedeutung 
sichern und schützen. Nicht die in Frage stehende Summe 
entscheide, — diese kann auch nach Verhältniss gering sein 
— vielmehr die Tragweite der in einer nicht vollkommen rec- 
lifkirten Etatüberschreitung ausgesprochenen Hintansetzung der 
ständischen Gerechtsame zur Verwilligung aller Staats- 
ausgaben. 

d) Dass aber Maassnahmen wie die vom Ausschuss befür- 
worteten, in derartigen Conflicten über die Finanzgewalt der 
Staatsregierung auch vor dem geschichls- und staatsrechtskundigen 
Scharfblicke unseres v. M o h I längst Anerkennung gefunden haben, 
beweist dessen Erörterung über das Object der Staatsanklage, 
namentlich mit Rücksicht auf Uebergriffe im Ausgabenetat '). 

Ist wahr, was die Presse des Jahres 1867 wiederholt be- 
hauptete, dass der Stellvertreter des Justizministers gegen 10000 fl. 
Staatsgelder für den in München abgehaltenen deutschen 
Juristentag verwenden liess, so steht bei Prüfung der Staats- 
ausgabenrechnung pro 18C6 — 67 ein ähnlicher Conflict in naher 
Aussicht, vielleicht schwerer und hartnäckiger, als der gegen- 
wärtige. Hoffen wir, dass die Kluft nicht liefer werde, als die 
welche hier Kammer und Staatsregierung in zwei Lager (heilten, 
und dass die beiderseitige constitutionelle Haltung in deren 
Ausgleichung eine gleich vermittelnde Brücke des Friedens 
Ober diesen Zwiespalt, wie hier, seiner Zeit auch dorlen schlagen 
werde! — 

Eine solche Gesinnung und die von nun an bestehenden 
zweijährigen Finanzperioden lassen ohnediess annehmen, dass 
sich derartige Conflicte in Bayern nicht wiederholen werden. — 

1) Mohl a. a. 0. S. 127. 133. 140. 143. u. 144 



